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Der Bundesminister des Auswärtigen 


Bonn, den 8. Januar 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Kriegsverurteilte 

Bezug: Kleine Anfrage 314 der Fraktion der DP 
- Drucksache 3019 - 


Auf die Kleine Anfrage 3 1 4 antworte ich : 

1. Nach Artikel 6 Erster Teil des Vertrages 7ur Regelung aus Krieg 
und Besatzung cntsrandener Fragen wurde eia Gemischter Ausschuß 
gebildet, der seine Tätigkeit am 10. Juni 1955 auf genommen hat. 
Er besteht aus sechs von Weisungen ihrer Regierungen unabhän- 
gigen Pe’sönlichkeiten, und zwar aus drei Deutschen und je einem 
Amerikaner, Engländer und Franzosen. Der Gemisch re A.usschuß 
hat die Aufgabe, den drei Gewahrsamsmächten Empfehlungen über 
Gnadenerw^eisc für die in Landsberg, Werl und Wittlich (Neuv/ied) 
befindlichen deutschen Kriegsverurteilten zu geben. 

Seit Ende 1955 sind aus 

Landsberg von 43 Gefangenen 23 

Werl von 26 Gefangenen 17 

Wittlich (Neuwied) von 19 Gefangenen 9 

entlassen worden; weitere Entlassungen aus Werl und Wittlich 
(Neuwied) stehen bevor. Zur Zeit befinden sich in den genannten 
Haftanstalten insgesamt noch 39 Gefangene. 

Schwierigkeiten sind bei der Arbeit des Gemischten Ausschusses 
nicht aufgetreten. Personelle Veränderungen in der Zusammensetzung 
des Ausschusses, insbesondere infolge der zweifachen Auswechslung 
des amerikanischen und der Auswechslung des französischen Mit- 
glieds, brachten keine wesentlichen Hemmnisse in der Arbeit des 

Ausschusses mit sich, da sich der Ausschuß bis zur Einarbeitung 
des neuen Ausschußmitgjieds jeweils mit den Fällen befaßte, für 
die eine unmittelbare Zuständigkeit dieses Mitglieds nicht gegeben 
war. 
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2. Eine Überstellung der deutschen Kriegsverurteilten in deutschen 
Gewahrsam kann nur nach Maßgabe des deutschen Rechts in Betracht 
gezogen werden. Die Bundesregierung prüft seit langem alle Mög- 
lichkeiten für eine solche Lösung Sie ist jedodi nicht in der Lage, 
Kriegsverur teilte unter Zugrundelegung der gegen diese ergangenen 
ausländischen Urteile und insbesondere ohne den gleichzeitigen 
Übergang des Gnadenrechts zu übernehmen, zumal mit einer solchen 
Übernahme die Anerkennung der ergangenen Urteile verbunden 
sein würde. 

3. Gegenüber annähernd 3 700 Gefangenen, die sich Anfang 1950 
noch in ausländischem Gewahrsam — abgesehen von den in den 
Ostblockstaaten Zurückgehahenen — befanden, sind heute noch 
103 Gefangene in Haft. Die Bundesregierung ist der Überzeugung, 
daß es auf dem von ihr ein geschlagenen Weg möglich sein wird, 
das Kriegsverurteiltenproblem zu lösen. Sie wird demgemäß fort- 
fahren, in jeder nur möglichen Weise auf die Gewahrsamsmächte 
im Sinne einer großzügigen Begnadigung der Kriegsverurteilten 
einzuwirken. Unabhängig davon wird die Bundesregierung auch 
weiterhin dafür cintreten, daß die gesetzlichen Möglichkeiten einer 
vorzeitigen Entlassung den Gefangenen in möglichst großem Umfang 
zugute kommen. Diese Bemühungen werden ergänzt durch die 
Tätigkeit der für die Gefangenen bestellten deutschen und aus- 
ländischen Anwälte. 


Dr. von Brentano 



